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BBW warnt vor 
Eingriffen in 
Alimentation der 
Beamten

Geraten Beamte jetzt 
vom Regen in die Traufe?

Grün-schwarze Sparpläne:



Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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eine neue Landesregierung 
„steht“, der Koalitionsvertrag 
auch. Es war ein zähes, um
fangreiches Verhandeln. An 
strittigen Einzelthemen gab es 
offensichtlich nicht zu viele. 
So ist zumindest der Eindruck 
von außen.

Wieder einmal soll die Beam
tenschaft zur Kasse gebeten 
werden. Eingriffe in die Pen
sion, Deckelung bei der Über
tragung kommender Tarif
ergebnisse stehen im Raum. 
Darin waren sich die künftigen 
Koalitionspartner einig: Wenn 
gespart werden muss, dann 
dort, wo es am leichtesten ist, 
bei der Beamtenalimentation. 
Wenn sich die beiden Koalitio
näre da nicht gewaltig verkal
kulieren!? Strukturelle Eingrif
fe, wie Pensionskürzungen 
oder eine aufgehende Schere 
zwischen Tarifbeschäftigten 
und Beamtinnen und Beam
ten, bergen gerade vor dem 
Hintergrund jüngster Urteile 
von Bundesverfassungs und 
Bundesverwaltungsgericht 
hohe rechtliche Risiken. Dies 
ist eine Seite sich aufzeigen
der Grenzen für die politi
schen Akteure.

Die andere Seite ist die weiter 
schwindende Glaubwürdigkeit 
der großen Volkspartei CDU, 
aber auch der jüngst zumin
dest in BadenWürttemberg 
gewachsenen Grünen. Auf 
ein und derselben Seite im 
Koalitionsvertrag (Seite 69) ist 
zu lesen, dass „in Zeiten des 
Fachkräftemangels eine At
traktivitätsoffensive für Nach
wuchskräfte in den öffent
lichen Verwaltungen“ gestar
tet werde. Ganze acht Zeilen 
darunter findet sich die An
kündigung, man werde die 
„Absenkung der Eingangsbe
soldung … im Rahmen der 
Haushaltsvorgaben bis zum 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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Editorial

Jahr 2022 (!!!) schrittweise rückgängig“ 
machen. Wie passt das alles zusammen, 
auch und gerade vor der gleich zeitigen 
Ankündigung von Stellenstreichungen 
und Wiederbesetzungssperren?! Jedem 
noch so unpolitischen Zeitgenossen fal
len die Widersprüche geradezu ins 
Auge.

Überhaupt ist der in diesen Wochen 
festgestellte Haushaltskrater schwer 
nachvollziehbar. Stiegen nicht die Steu
ereinnahmen in den vergangenen fünf 
Jahren um 22 Prozent, alle Welt sprach 
und spricht von sprudelnden Steuern. 
Noch nie hatte BadenWürttemberg 
solche Einnahmen, und dann soll kein 
Geld da sein für die Stützen des Staates, 
den öffentlichen Dienst, die Beamtin
nen und Beamten?

Jedenfalls waren es nicht die Personal
ausgaben, die das Land in eine solche 
Situation manövriert haben. Sie sind im 
Zeitraum von 2011 bis 2015 gerade ein
mal um zwölf Prozent gestiegen, trotz 
zusätzlicher Einstellungen und boo
mender (!) Pensionierungen. Ich über
lasse es dem Leser, die einzig richtigen 
Schlüsse zu ziehen …

Erinnern wir uns, bis zum Wahltag 
brüstete sich die Vorgängerregierung 
solide gehaushaltet zu haben, nach 
dem „Desaster“ der CDUFDPRegie
rung vor 2011. Moment, das waren 
doch Erfolgsmeldungen … 

Und das soll alles nicht mehr gelten? 
Hat erneut die Vorgängerregierung 
ein riskantes finanzielles Erbe hinter 
lassen? 
 
Konnte Finanzminister Dr. Schmid etwa 
nicht rechnen? Oder hat er gar – ge
meinsam mit dem alten und neuen 
Ministerpräsidenten – uns allen etwas 
vorgemacht?

Hier geht vieles an Glaubwürdigkeit 
zu Bruch, von mehrfach bekräftigten 
Wahlzusagen will ich schweigen. Wun
dert es da noch, wenn immer mehr Bür
ger ihr Vertrauen in die politische Kaste 
verlieren?

Wir werden nicht nachlassen, unsere 
Finger in die offenen Wunden zu legen. 
Kolleginnen und Kollegen, ich fordere 
Sie alle auf, gehen Sie in die Regional
konferenzen, Kreisparteitage und offe
nen Parteitage von Grünen und CDU 
und stellen Sie dort die entscheidenden 
Fragen. Ich wage mir nicht auszumalen, 
was noch kommen wird, wenn die Ein
nahmen wirklich einmal einbrechen? 
Schafft dann BadenWürttemberg – als 
entscheidenden „Kostenfaktor“ – sei
nen öffentlichen Dienst ab? Dies wäre 
die strikte Konsequenz … 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
bitte sehen Sie mir den Sarkasmus in 
meinen letzten Zeilen nach. Bittere Ge
fühle gilt es zu verdauen. 

Noch scheint die Erkenntnis, welche 
Rolle der öffentliche Dienst, mit Tarifbe
schäftigten und Beamtinnen und Be
amten, in den vergangenen Jahrzehn
ten ausgefüllt hat, bei vielen politischen 
Entscheidungsträgern nicht angekom
men zu sein. Allein die Herausforderun
gen im vergangenen Jahr angesichts 
des Flüchtlingszustroms scheinen schon 
zu verblassen. Dazu passen gerade die 
anvisierten Stellenstreichungen und 
Wiederbesetzungssperren …

Mit kollegialen Grüßen 

 
 

Ihr Volker Stich  
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Die Katze ist aus dem Sack: 
Auch GrünSchwarz will Beamten 

ans Portemonnaie

BBW reagiert empört 
und warnt vor Eingriffen 

in Alimentation der Beamten

Die Katze ist aus dem Sack: 
Auch die neue Landesregie
rung will den Beamten ans 
Portemonnaie, um das Loch 
im Landeshaushalt zu stop
fen. Mit knapp einer Milliarde 
sollen sie dazu beitragen, die 
Deckungslücke von 2,7 Milli
arden Euro im Haushalt 2017 
zu schließen. BBWChef Vol
ker Stich ist empört: „Es kann 
doch nicht sein, dass wieder 
nur die Beamten beim Sparen 
herhalten müssen“, erklärte 
er gegenüber den Stuttgarter 
Nachrichten, dem Blatt, das 
die Sparpläne der künftigen 
grünschwarzen Koalitionäre 
am 27. April 2016 öffentlich 
machte. 

Von Deckelung der Be sol
dungs an passung auf ein Pro

zent plus – unabhängig vom 
Tarifergebnis 2017 – ist an je
nem Tag in den Stuttgarter 
Nachrichten die Rede. Dadurch 
könnten laut Berechnungen 
des Finanz ministeriums bis zu 
520 Millionen Euro eingespart 
werden. 

Geprüft werde außerdem, frei 
werdende Stellen nicht wieder 
zu besetzen. Bei bis zu 7 500 
eingesparten Stellen ließen 

sich jährlich 320 Millionen 
einsparen. Auch über eine 
Kürzung der Pensionen 
von derzeit maximal 71, 
75 Prozent auf 70 Prozent 

für künftige Beamte denke 
man nach. Das würde bis zu 

100 Millionen Euro jährlich 
einsparen. 

Die Nachricht über die 
Existenz dieser grün
schwarzen Giftliste, über 

deren Positionen die grün
schwarzen Verhandlungsfüh
rer in der letzten Aprilwoche 
brüteten, sorgte insbesondere 
bei den Beamten und ihrer ge
werkschaftlichen Spitzenorga
nisation für Wirbel, Ärger und 
Verdruss. BBWChef Volker 
Stich warnte die künftigen 
Koalitionäre eindringlich davor, 
die Alimentation der Beamten 
anzutasten: „Mit der anvisier
ten Deckelung der Besoldungs
anpassungen und der Kürzung 
der Pensionen begibt sich 
GrünSchwarz auf verfas
sungsrechtlich dünnes Eis.“

Von „Folterwerkzeugen“, auf 
die man aufgrund der ange
spannten Haushaltslage zu

rückgreifen müsse, sprach 
CDULandeschef Thomas Stro
bl gegenüber den Medien und 
spielte damit auf die geplanten 
Spareingriffe im Beamtenbe
reich und bei den Kommunen 
an. Zugleich verwies er auf die 
Deckungslücke von 2,7 Milliar
den Euro, die der Haushalt 
2017 laut aktuellen Berech
nungen des Finanzministeri
ums aufweist.

„Woher kommt plötzlich dieser 
Haushaltskrater? Wo sind die 
vielen Millionen an Steuer
mehreinnahmen geblieben, 
die Finanzminister Nils Schmid 
in den vergangenen Jahren 
einkassiert hat?“ Fragen über 
Fragen, die den BBWVorsit
zenden zum Spekulieren ver
leiten: „Hat die Opposition in 
den zurückliegenden Monaten 
etwa das Zahlenwerk des Fi
nanzministers nicht kritisch 
genug unter die Lupe genom
men?“

Während die Kommunalen 
Spitzenverbände in die 
Spar überlegungen der grün 
schwarzen Verhandlungsfüh
rer einbezogen waren, erfuhr 
der BBW als Spitzenorgani
sation der Beamtenschaft erst 
über Pressekontakte von dem 
Vorhaben. 

Mit Befremden hat der BBW
Vorsitzende dies zur Kenntnis 
genommen. „Das hat etwas 
mit fehlender Wertschätzung 
zu tun“, sagt Stich und ver
weist darauf, dass er in diesen 
Tagen mehrfach um ein Ge
spräch mit Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann gebe
ten habe. Auch die CDU lässt 

der BBWVorsitzende bei sei
ner Kritik nicht außen vor. Es 
habe zwar vor Kurzem ein Ge
spräch mit Guido Wolf gege
ben, räumt Stich ein, ebenso, 
dass mit CDULandeschef 
Thomas Strobl ein Gesprächs
termin vereinbart sei. Doch 
beiden CDUSpitzenvertretern 
in der Koalitionsrunde kreidet 
er an – ebenso wie den Bünd
nisgrünen –, dass man den 
BBW in wichtige Überlegungen 
über massive Spareingriffe bei 
der Beamtenschaft nicht ein
bezogen hat. 

Eindringlich warnt Stich die 
künftige Landesregierung, in 
den kommenden Jahren Tarif
ergebnisse bei der Übertra
gung auf den Beamtenbereich 
auf ein Prozent zu deckeln. 
Eine solche Maßnahme, wie 
auch eine Pensionskürzung, sei 
verfassungsrechtlich bedenk
lich. Aus gutem Grund habe 
GrünRot Pläne zur Kürzung 
von Beamtenpensionen aufge
geben. Auf welch dünnes Eis 
man sich mit einem solchen 
Vorhaben begebe, belege eine 
Expertise des Justizministeri
ums zur Alimentation der Be
amten aus dem Jahr 2012. 

Eine klare Rahmenlinie, wann 
Alimentation verletzt wird, 
habe dann im Mai und Novem
ber vergangenen Jahres das 
Bundesverfassungsgericht mit 
seinen Urteilen zur Richter 
und Beamtenbesoldung ge
setzt. Aufgrund dieser Ent
scheidungen habe die Landes
regierung von Sachsen bei der 
Beamtenbesoldung nachjus
tieren müssen. 
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Verhandlungen sind beendet

Koalitionsvertrag abgesegnet, 
die Ministerien verteilt, Kritik eingehandelt
Grüne und CDU haben am 
1. Mai 2016 ihre Koalitionsver
handlungen abgeschlossen. 
Die Ministerien sind aufgeteilt, 
der Koalitionsvertrag ist von 
der großen Verhandlungsrun
de abgesegnet. Am 2. Mai 
2016 haben Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann (Bünd
nis 90/Die Grünen) und sein 
künftiger Stellvertreter, CDU
Landeschef Thomas Strobl das 
140SeitenDokument der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Noch am gleichen Tag beschei
nigte BBWChef Volker Stich 
den künftigen Koalitionären 
im SWRFernsehen, dass sie 
dabei sind, mit ihren Sparvor
haben bei den Landesbeamten 
gravierende Fehlentscheidun
gen zu treffen. 

Vor dem Hintergrund eines 
mangelnden Angebots an 
Nachwuchskräften sei es gera
dezu verantwortungslos, die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes als Dienstherr durch 
erneute tief greifende Ein
schnitte in die Besoldung zu 
schmälern. 

Die Opposition ließ kein gutes 
Wort an dem Vertrag. FDP
Landeschef Rülke sprach von 
Wortbruch der CDU, SPDLan
deschef Schmid vermisste Per
spektiven für das Land und 
der scheidende SPDKultusmi
nister Stoch unterstellte der 
CDU, sie verkaufe im Koaliti
onsvertrag Schulprojekte als 
CDUMarkenzeichen, die in 
den vergangenen dreieinhalb 
Jahren durch seine Hände ge
gangen seien. 

Noch vor Abschluss der Koaliti
onsverhandlungen waren die 
Sparpläne der künftigen Koali
tionäre bekannt geworden. Im 
Koalitionsvertrag findet sich 
dafür jedoch lediglich ein ver
steckter Hinweis, nämlich dass 
sich die Koalition verpflichte, 
strukturelle Einsparungen in 
Höhe von rund 1,8 Milliarden 
Euro in der Endstufe bis 2020 
zu realisieren. Diese würden 
im Zuge der Haushaltsaufstel
lungen sowie der damit ein
hergehenden mittelfristigen 
Finanzplanungen quantifiziert 
und mit verbindlich einzuhal
tenden Maßnahmen unterlegt. 
Schwarz auf weiß nachzulesen 
sind dagegen die Wohltaten, 
nämlich 1 500 neue Polizeistel
len – die bis 2021 geschaffen 
werden sollen – und 100 Milli
onen Euro zusätzlich für Poli
zeitechnik. Ferner soll die Ab
senkung der Eingangsbesol
dung im Rahmen der Haus
haltsvorgaben bis zum Jahr 

2022 schrittweise rückgängig 
gemacht werden.

Weder Ministerpräsident 
Kretschmann noch CDULan
deschef Strobl haben bei der 
Vorstellung des Koalitionsver
trags Zweifel aufkommen las
sen, dass sich die neue Landes
regierung das fehlende Geld 
im Landeshaushalt auch bei 
der Beamtenschaft holen 
werde. 

Der BBW wird deshalb  die 
kommenden Haushaltsbera
tungen genau verfolgen und 
sich bereits im Vorfeld im öf
fentlichen Raum Gehör ver
schaffen. Einen Vorgeschmack 
darauf bekamen die Delegier
ten der Parteitage von Bündnis 
90/Die Grünen und CDU zu 
spüren, die am 6. beziehungs
weise 7. Mai 2016 den Koaliti
onsvertrag absegnen mussten: 
Vor den Toren hatten sich Ver
treter der BBWFachgewerk

schaften zu Mahnwachen ver
sammelt, um ihrer Empörung 
über die grünschwarzen Spar
vorhaben Luft zu machen.

Bei den Beamten wollen die 
künftigen Koalitionäre sparen, 
in anderen Bereichen nehmen 
sie für Investitionen viel Geld 
in die Hand: 500 Millionen 
Euro sollen in den Ausbau von 
Straßen, Schienen, Hochbau 
und Hochschulen fließen, 320 
Millionen Euro sollen im Be
reich der Digitalisierung und 
der Breitbandversorgung in
vestiert werden. Vereinbart ist 
außerdem die Einführung ei
nes Kinderbildungspasses, der 
Familien 75 Euro Zuschuss für 
den Kindergartenbesuch im 
Vorschuljahr bringen soll. 

Die Ministerien haben Grüne 
und CDU zu gleichen Teilen 
verteilt, fünf bekommen die 
Bündnisgrünen, fünf gehen an 
die Christdemokraten. Erwar
tungsgemäß wurde das Minis
terium für Wirtschaft und Fi
nanzen wieder in zwei Häuser 
aufgeteilt. Das Finanzministe
rium geht an die Grünen, 
ebenso das Verkehrs, Um
welt, Wissenschafts und Sozi
alministerium. CDU bekommt 
das Innen, Kultus, Landwirt
schafts, Justiz und Wirt
schaftsministerium. Ein eigen
ständiges Integrationsministe
rium wird es im künftigen Ka
binett nicht mehr geben. Es 
wird zwischen Innenressort 
und Sozialministerium aufge
teilt. Außerdem verzichtet 
GrünSchwarz auf einen Minis
ter in der Staatskanzlei.  
  

Ep
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Die Botschaft an künftige Koalitionäre

BBW hält an seinen 
Forderungen fest
Trotz der angespannten Finanzlage des Landes bleibt der BBW 
bei seinen Kernforderungen:

Rücknahme der abgesenkten Eingangsbesoldung, zeit und 
inhaltsgleiche Übernahme künftiger Tarifabschlüsse auf den 
Beamtenbereich und Überprüfung der Polizeireform. BBW
Chef Volker Stich: „Beim öffentlichen Dienst und den Beamten 
wurde bereits mehr als genug gespart.“ 
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Bewährungs und Gerichtshilfe demnächst wieder unter staatlicher Regie

Langjährige Forderung 
des BBW wird umgesetzt
Nachdem die schwarzgelbe Landesregierung im Jahr 2007 die Aufgaben der Bewährungs und 
Gerichtshilfe der Neustart gemeinnützige GmbH übertragen hat, soll dies zum 1. Januar 2017 
rückgängig gemacht werden werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf des Justizministeriums 
liegt vor. 

Der BBW und seine in der 
ARGEJustiz organisierten 
Fachverbände, die sich 2007 
entschieden gegen die Privati
sierung der Bewährungs und 
Gerichtshilfe ausgesprochen 
hatten, nehmen erfreut zur 
Kenntnis, dass man Fehlent
scheidungen der Vergangen
heit jetzt korrigieren will. 

Damit komme man einer lang
jährigen Forderung des BBW 
nach. 

Um einen rechtlosen Zustand 
zu vermeiden und die Funkti
onsfähigkeit der Bewährungs 
und Gerichtshilfe in Baden
Württemberg zu gewährleis
ten, hält man noch bis zum Ab
lauf des Vertrags mit der Neu
start gGmbH zum 31. Dezem
berr 2016 an der gegenwärti
gen Praxis fest. Ab Januar 2017 
soll dann die Bewährungs und 
Gerichtshilfe als rechtsfähige 
Landesanstalt Bewährungs 
und Gerichtshilfe BadenWürt
temberg (BGBW) in staatliche 
Verantwortung zurückgeführt 
werden.   

Grund für die Rückführung der 
Bewährungs und Gerichtshilfe 
in staatliche Verantwortung 
ist unter anderem das Urteil 
des Bundesverwaltungsge
richts vom 27. November 2014 
(Az.: 2 C 24.13), das dem freien 
Träger mangelnde Weisungs
befugnis gegenüber den in 
dem Unternehmen tätigen 
Landesbeamten attestiert und 
zudem in diesem Zusammen
hang stehende landesrecht
liche Regelungen teilweise 
verworfen hat.

Der BBW sieht sich heute nicht 
zuletzt auch durch dieses Ur
teil in seiner ablehnenden Hal
tung gegenüber der 2007 be
schlossenen Privatisierung der 
Bewährungs und Gerichtshilfe 
bestätigt. Dies hat er auch in 
seiner Stellungnahme deutlich 
zum Ausdruck gebracht. 

Ergänzend verweist der BBW 
auf seine Stellungnahme zum 
Evaluationsbericht des Justiz
ministeriums vom 9. Mai 2014, 
in der er die Landesregierung 
eindringlich aufgefordert hat
te, die Bewährungs und Ge
richtshilfe nach Auslaufen des 
Vertrages mit Neustart in 
staatlicher Regie weiterzu
führen. 

Positiv bewertet der BBW, dass 
die Rückführung in Form einer 
Landesanstalt Bewährungs 
und Gerichtshilfe BadenWürt
temberg (BGBW) als rechtsfä
hige Anstalt des öffentlichen 
Rechts erfolgen soll. Zugleich 
vermisst er jedoch Regelungen, 
die die Personalratsstruktur 
festschreiben und Personalräte 
bei den örtlichen Einrichtun
gen sowie ein leistungsfähiges 
Personalratsgremium bei der 
Landesanstalt gewährleisten. 

Sorge bereitet dem BBW die 
Passage im Vorblatt des Ge
setzentwurfs, in der ausge
führt wird, im laufenden Be
trieb seien gegenüber dem 
Status quo innerhalb weniger 
Jahre Einsparungen zu erwar
ten. Da aus dem Text nicht 
hervorgehe, wie diese Einspa
rungen zu erzielen sind, dränge 
sich der Verdacht auf, dass hier 

bei Personal und Sachausstat
tung gespart werden soll, was 
der BBW mit aller Entschieden
heit ablehne. 

Im Einzelnen hat der BBW wie 
folgt Stellung genommen: 

 < Zu § 4 Aufgaben der BGBW

In § 4 Abs. 2 des Gesetzent
wurfs ist geregelt, dass sich die 
BGBW zur Erfüllung ihrer Auf
gaben Dritter bedienen und 
Kooperationen eingehen kann. 
Nach den Ausführungen in der 
Begründung umfasst dies die 
Fortführung der bestehenden 
Kooperationen mit der freien 
Straffälligenhilfe in Baden
Württemberg wie auch eine 
mögliche Kooperation mit dem 
seitherigen freien Träger der 
Bewährungs und Gerichtshilfe 
in BadenWürttemberg. 

Insbesondere gegen die mögli
che und hier explizit angespro
chene Kooperation mit dem 
bisherigen freien Träger mel
det der BBW Bedenken an. Da 
gerade hier viele Reibungs
punkte bestanden hätten,  
sollte diese Zusammenarbeit 
jeweils kritisch und unter früh
zeitiger Einbeziehung auch der 
Personalvertretungen geprüft 
und auf ein Mindestmaß be
schränkt werden. 

 < Zu § 7 Vorstand der BGBW 

Gemäß § 7 Abs. 1 des Gesetz
entwurfs kann der Vorstand 
der BGBW aus einer oder meh
reren Personen bestehen. Ge
mäß § 7 Abs. 2 führt der Vor
stand die Geschäfte unter Be

achtung der fachlichen Zielset
zungen der BGBW nach wirt
schaftlichen Grundsätzen. 
Nach § 7 Abs. 3 ist der Vor
stand weiter für alle Angele
genheiten zuständig, die nicht 
durch dieses Gesetz oder auf
grund dieses Gesetzes dem 
Verwaltungsrat zugewiesen 
sind. Der Vorstand vertritt die 
BGBW gerichtlich und außer
gerichtlich. 

In diesen Passagen des Gesetz
entwurfs vermisst der BBW 
konkrete Vertretungsregelun
gen. Gerade bei einem mehr
köpfigen Vorstand hält der 
BBW hier eine Regelung un
mittelbar im Gesetz für uner
lässlich und nicht nur durch 
eine Geschäftsordnung, die 
der Verwaltungsrat bei Bedarf 
für den Vorstand erlassen 
kann, oder durch die Satzung. 
Weiter vermisst der BBW auch 
konkrete Regelungen zur Be
schlussfassung.

 < Zu § 8 Verwaltungsrat 

Gemäß § 8 Abs. 1 des Gesetz
entwurfs besteht der Verwal
tungsrat aus drei vom Justiz
ministerium benannten Mit
gliedern und einem vom 
Finanz und Wirtschaftsminis
terium benannten Mitglied. 
Entsprechend der Begründung 
ist der Verwaltungsrat Über
wachungsorgan der BGBW. 
 
Die unter § 8 ausgeführten Re
gelungen betreffen Zusam
mensetzung, Struktur und in
nere Ordnung des Verwal
tungsrats sowie die Verhältnis
se seiner Mitglieder in der bei 
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anderen Landesanstalten be
währten Weise. 

Hier verweist der BBW auf das 
Gesetz zur Errichtung der Zent
ren für Psychiatrie (EZPsychG), 
wonach gemäß § 6 Abs. 2 EZ
PsychG stimmberechtigtes 
Mitglied im Aufsichtsrat auch 
ein „vom Personalrat vorge
schlagenes Personalratsmit
glied“ ist und fordert eine ent
sprechende Regelung für die 
BGBW. 

 < Zu § 12 Vorgesetzter

In § 12 des Gesetzentwurfs ist 
geregelt, dass der Vorstand 
der BGBW grundsätzlich Vor
gesetzter der bei der BGBW tä
tigen Personen ist. Das Dienst
verhältnis zum Land bleibt 
dennoch unberührt, insbeson
dere auch in Bezug auf die Sta
tusrechte der Beamten.  

In § 12 Satz 2 heißt es hierzu 
weiter: „Besteht der Vorstand 
aus mehreren Personen, ist die 
nähere Festlegung in der Ge
schäftsordnung für den Vor
stand zu treffen. Das Weitere 
bestimmt sich aus der inneren 
Organisation der BGBW.“ Hier 
ist nach Auffassung des BBW 
eine Festlegung im Gesetz 
entsprechend seinen Ausfüh
rungen zu „§ 7 Vorstand“ vor
zuziehen. 

 < Zu § 16 Umwandlung der 
bisherigen Dienststellen 
der Bewährungs- und 
Gerichtshilfe 

Gemäß § 16 des Gesetzent
wurfs werden die bisherigen 
Dienststellen der Bewährungs 
und Gerichtshilfe zu örtlichen 
Einrichtungen der BGBW um
gewandelt. 

In diesem Zusammenhang 
weist der BBW auf fehlende 
Ausführungen zur Struktur der 
Personalvertretung hin. Zu
gleich unterstreicht er die Not
wendigkeit, im Gesetz festzu
legen, dass die örtlichen Ein
richtungen jeweils selbststän
dige Dienststellen im Sinne des 
§ 5 Abs. 1 LPVG sind. Daneben 

sollte bei der BGBW selbst – 
neben den örtlichen Personal
räten bei den jeweiligen örtli
chen Einrichtungen – ein mit 
allen Befugnissen und Kompe
tenzen ausgestattetes Perso
nalratsgremium, ein Bezirks
personalrat oder ähnliches, be
stehen. Das jetzige Modell ei
ner ARGEÖPR der Personalräte 
bei der Neustart gGmbH als 
„Selbstverpflichtungsmodell“ 
seit 2011 könne hier kein 
„Dauerzustand“ werden. 

Außerdem sei davon auszuge
hen, dass im Hinblick auf die 
an die BGBW zugewiesenen 
Beamten eine Zuständigkeit 
des Justizministeriums und da
mit auch gemäß § 91 LPVG der 
dortigen Personalvertretung 
(HPR) besteht. Hier hält der 
BBW allerdings ebenfalls eine 
Klarstellung im Gesetzentwurf 
für erforderlich. 

Weil es keine Aussagen zu 
möglichen Übergangsperso
nalräten gibt und auch unklar 
bleibt, dass die Regelungen des 
§ 113 LPVG zur Anwendung 
kommen sollen, fordert der 
BBW diesbezüglich eine Ergän
zung im Gesetzentwurf.

Nach Gründung der Landes
anstalt Bewährungs und Ge
richtshilfe BadenWürttem
berg (BGBW) sollen die bisher 
bei Neustart kraft Dienstleis
tungsergebnisüberlassung ein
gesetzten Landesbeamten ge
mäß § 20 Abs. 2 des Beamten
statusgesetzes in die Landes
behörde überführt werden. 

Für die Arbeitnehmer ist eben
falls eine Fortsetzung ihrer 
seitherigen Tätigkeit bei der 
BGBW vorgesehen, wobei das 
Nähere im Rahmen der Umset
zung einzelfallbezogen gere
gelt werden soll. In diesem Zu
sammenhang vermisst der 
BBW Aussagen, nach welchen 
Kriterien entsprechende Perso
nalentscheidungen getroffen 
werden sollen. Er fordert in je
dem Fall Regelungen zur sozi
alverträglichen Umsetzung für 
alle Beschäftigten.  
 



Einkommensrunde 2016 für Bund und Kommunen

Deutliches Plus für Beschäftigte
Die mehr als zwei Millionen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und Kommunen 
bekommen spürbar mehr Geld. Die Gremien der Gewerkschaften und Arbeitgeber einigten sich 
am 29. April spätabends auf ein Gehaltsplus von insgesamt 4,75 Prozent für die Jahre 2016 
und 2017. In diesem Jahr steigen die Gehälter rückwirkend zum 1. März um 2,4 Prozent und 
zum 1. Februar 2017 um weitere 2,35 Prozent.

„Die Einigung ist sachgerecht, 
nachhaltig und fair“, kommen
tierte dbb Verhandlungsführer 
Willi Russ am 29. Aprill 2016 in 
Potsdam das Tarifergebnis. Bei 
Entgeltordnung, Zusatzversor
gung und Linearanpassung 
hätten die Gewerkschaften 
substanzielle Erfolge erzielt. 
Russ: „Die neue Entgeltord
nung ist ein struktureller Mei
lenstein und eine mit 4,75 Pro
zent tatsächlich spürbare Ein
kommensverbesserung – das 
ist mehr als zwischenzeitlich 
möglich schien.“ 

Das Tarifergebnis liegt deutlich 
über dem ursprünglichen An
gebot der Arbeitgeber von ei
nem Prozent für 2016 und 
zwei Prozent für 2017. Für das 
letztlich erzielte Gehaltsplus 

waren öffentlich Beschäftigte 
in den zurückliegenden Wo
chen bundesweit auf die Stra
ße gegangen und hatten mit 
Warnstreiks in vielen Städten 
nicht nur den öffentlichen 
Nahverkehr lahmgelegt, son
dern auch für geschlossene Ki
tas gesorgt und den Flugbe
trieb an einigen großen Flug
häfen der Republik empfindlich 
gestört.

Um ihre Forderungen vor der 
dritten Runde zu untermauern, 
sind am 20. April 2016 auch in 
Stuttgart 1 100 Bundes und 
Kommunalbeschäftigte auf die 
Straße gegangen. Die Kundge
bungsteilnehmer machten mit 
einem Protestmarsch durch die 
Innenstadt von der Lauten
schlagerstraße zum Markt

platz auf Transparenten und in 
Sprechchören deutlich, dass sie 
endlich Verhandlungsergebnis
se statt Hinhaltetaktiken er
warten.

„Es reicht uns, dass die Arbeit
geber in der zweiten Runde 
versucht haben, mit einem ab
genagten Knochen zu winken. 
Fleisch habe ich jedenfalls kei
nes daran entdecken können, 
und das machen wir nicht 
mit“, rief der stellvertretende 
Vorsitzende der dbb bundes
tarifkommission, Siegfried 
Damm, den Demonstranten zu. 

„Es reicht. Wir werden uns die 
zustehende Wertschätzung 
für unsere Arbeit erkämpfen, 
wenn die Arbeitgeber nicht 
einlenken.“ 

Die Vorsitzende der BBWTarif
kommission, Dorothea Faisst
Steigleder, appellierte mit Blick 
auf die bevorstehende dritte 
Verhandlungsrunde an die Ver
handlungsführer aus dem Ar
beitgeberlager: „Wir greifen 
nicht nach den Sternen, son
dern wollen nur fair behandelt 
und bezahlt werden. Arbeitge
ber, enttäuscht uns nicht.“

Wolfgang Kailer, Bezirksvor
sitzender des BDZ Baden, be
werte das Arbeitgeberangebot 
als „unmoralisch“ und wies 
darauf hin, dass Lohnerhöhun
gen sich auf die Stabilisierung 
der Wirtschaft auswirken und 
Mehreinnahmen in die öffent
lichen Kassen spülen.  
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 < Wolfgang Kailer, Bezirksvorsitzender des BDZ 
Baden, nannte das erste Arbeitgeberangebot 
„unmoralisch“.

 < Dorothea FaisstSteigleder appelliert an die 
Arbeitgeber: „Enttäuscht uns nicht.“

 < Siegfried Damm redet auf dem Stuttgarter 
Marktplatz Klartext.
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%Ein Blick auf das Wahlverhalten der badenwürttembergischen Bevölkerung

Zahlen sprechen eine deutliche Sprache
Die Grünen als neue stärkste Kraft in BadenWürttemberg, die hohen Ver
luste von CDU und SPD sowie der erstmalige Einzug der AfD in den Land
tag heben die Wahl vom 13. März 2016 im Vergleich zu vorangegangenen 
Landtagswahlen in BadenWürttemberg deutlich hervor. Umso interessan
ter gestaltet sich der Blick auf das Wahlverhalten der badenwürttember
gischen Bevölkerung. 

Informationen hierüber liefert 
die Repräsentative Wahlstatis
tik, die im Gegensatz zu den 
Befragungen durch Meinungs
forschungsinstitute das tat
sächliche Wahlverhalten abbil
det. Mithilfe der Daten dieser 
Statistik können Erkenntnisse 
über die Wahlberechtigten, die 
Wahlbeteiligung, die Stimm
abgabe sowie über die Zusam
mensetzung der Wählerschaft 
der Parteien nach Geschlecht 
und Altersgruppen gewonnen 
werden.

 < Die Älteren gewinnen bei 
Wahlen an Einfluss

Aufgrund des demografischen 
Wandels hat sich die Alters
struktur der Wahlberechtigten 
in BadenWürttemberg seit 
1980 deutlich verändert. Wäh
rend die Zahl der älteren Wahl
berechtigten beträchtlich ge
stiegen ist, hat sich die Zahl 
der jüngeren wahrnehmbar 
verringert. Betrug der Anteil 
der Wahlberechtigten mit 
60 und mehr Jahren bei der 
Landtagswahl 1980 noch 
25,5 Prozent, gehörte bei der 
Wahl zum 16. Landtag bereits 
jede dritte wahlberechtigte 
Person (34,4 Prozent) zu dieser 
Altersgruppe. Gleichzeitig 
nahm im selben Zeitraum die 
Zahl der Wahlberechtigten un
ter 35 Jahren erheblich ab. 
Waren 1980 noch 30,0 Prozent 
der Wahlberechtigten 35 Jahre 
und jünger, umfasste diese 
Gruppe 2016 lediglich 23,2 Pro
zent. Das politische Einfluss
potenzial der älteren Wahlbe
rechtigten hat sich folglich ge
genüber 1980 rein quantitativ 

betrachtet spürbar erhöht, das 
der jungen Generation hat sich 
erkennbar reduziert.

 < Die Jungen verschenken 
politisches Einfluss- 
potenzial

Das größere Einflusspotenzial 
der älteren Wahlberechtigten 
wird neben dem demografi
schen Wandel zusätzlich durch 
die geringere Wahlbeteiligung 
in den niedrigen Altersgruppen 
verstärkt. So blieb die Wahl
beteiligung der jüngeren 
Wahlberechtigten bei der 
Landtagswahl 2016 deutlich 
unter dem Gesamtdurch
schnitt von 70,4 Prozent. Le
diglich 55,9 Prozent der Erst
wählerinnen und wähler so
wie 54,8 Prozent der Wahlbe
rechtigten zwischen 25 und 
29 Jahren nahmen ihr Wahl
recht wahr. 18,4 Prozentpunk
te unter dem Landesdurch
schnitt und damit die niedrig
ste Beteiligungsquote aller 
Wahlberechtigten wurde mit 
52,0 Prozent in der Gruppe der 
21 bis 24Jährigen erreicht. Im 
Gegensatz dazu nutzten 

73,8 Prozent der 60 bis 
69Jährigen ihre Möglichkeit 
zur Wahlteilnahme. Allerdings 
hat bei dieser Altersgruppe im 
Vergleich zur Landtagswahl 
2011 die Beteiligungsquote 
leicht abgenommen, während 
die Wahlbeteiligung der jünge
ren Wählerinnen und Wähler 
tendenziell angestiegen ist. 
Den größten Anstieg der Wahl
beteiligung erreichten mit ei
nem Plus von 9,6 Prozentpunk
ten die 30 bis 34Jährigen.

Insgesamt blieb der Trend, 
dass mit zunehmendem Alter 
eine Teilnahme an politischen 
Wahlen wahrscheinlicher wird, 
auch bei der Landtagswahl 
2016 bestehen. Die einzigen 
Ausnahmen dieser Tendenz 
bilden weiterhin die Erstwäh
lerinnen und wähler sowie die 
mindestens 70 Jahre alten 
Wahlberechtigten.

 < Grüne punkten auch bei 
den Senioren

Nach ihren deutlichen Stim
mengewinnen bei der Land
tagswahl 2011 verdrängten 

die Grünen bereits die SPD als 
zweitstärkste Partei in Ba
denWürttemberg. Fünf Jahre 
später gelang der Partei auf
grund weiter steigender Stim
menanteile, die seit Jahrzehn
ten als stärkste Kraft amtie
rende CDU abzulösen. Mit ei
nem Plus von 13,5 Prozent
punkten unter den 60 bis 
69Jährigen und einem Zuge
winn von 13,7 Prozentpunkten 
bei den mindestens 70jähri
gen Wählerinnen und Wählern 
konnten die Grünen die größ
ten Gewinne bei der Landtags
wahl 2016 in der Gruppe der 
Senioren verzeichnen. Den
noch blieb die Partei bei den 
mindestens 70jährigen Wahl
berechtigten mit 23,9 Prozent 
der Stimmanteile merklich un
ter ihrem Landesergebnis 
(30,3 Prozent). Ihre höchsten 
Stimmenanteile erreichte die 
Partei mit 35,2 Prozent bei den 
45 bis 59Jährigen. Diese Al
tersgruppe stellt auch weiter
hin mit 36,0 Prozent den größ
ten Anteil der GrünenWähl
erschaft. Die Senioren mach
ten demgegenüber einen An
teil von 16,5 Prozent (60 bis 
69 Jahre) beziehungsweise 
16,7 Prozent (70 Jahre und 
mehr) aus. 

 < CDU und SPD verlieren in 
allen Altersgruppen

Wie bei der Landtagswahl 
2011 musste die CDU auch bei 
der Wahl zum 16. Landtag von 
BadenWürttemberg in allen 
Altersgruppen deutliche Stim
menverluste hinnehmen. Nach 
den Ergebnissen der Repräsen
tativen Wahlstatistik beruhte 
ein Großteil der Verluste der 
Partei auf der Wahlentschei
dung der 60 bis 69Jährigen 
sowie der mindestens 70 Jahre 
alten Wählerinnen und Wäh
ler. In diesen beiden Alters
gruppen hatten die Christde
mokraten prozentual betrach
tet überdurchschnittlich hohe 

Umfrageergebnis Beamte
33 Prozent wählten grün
Wie haben die Beamten gewählt? Diese Frage beantwortet 
eine Umfrage von infratest dimap für die ARD. 
Demnach stimmten 33 Prozent der badenwürttembergischen 
Beamten für Bündnis 90/Die Grünen (amtliches Wahler gebnis 
30,3 Prozent), 31 Prozent für die CDU (amtliches Wahlergebnis 
27 Prozent), 14 Prozent wählten die SPD (amtliches Wahler
gebnis 12,7 Prozent), 7 Prozent die FDP (amtliches Wahlergeb
nis 8,3 Prozent) und 9 Prozent die AfD (amtliches Wahlergeb
nis 15,1 Prozent).
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Stimmenrückgänge 
(– 18,4 beziehungsweise 
– 17,7 Prozentpunkte). Im lang
fristigen Vergleich erreichte 
die CDU gerade in diesen Al
tersgruppen ihre höchsten 
Stimmenanteile. Zwar konnte 
die Partei auch bei der Land
tagswahl 2016 mit 36,9 Pro
zent weiterhin ein deutlich 
überdurchschnittliches Ergeb
nis in der Gruppe der älteren 
Wählerinnen und Wähler errei
chen. Allerdings sank ihr Stim
menanteil bei den 60 bis 
69Jährigen mit 24,4 Prozent 
unter ihr Landesergebnis 
(27,0 Prozent). Am wenigsten 
verlor die Partei bei den 18 bis 
24Jährigen und den 35 bis 
44Jährigen (jeweils – 6,9 Pro
zentpunkte). Bezogen auf die 
gesamte Wählerschaft der 
Partei erhielt die CDU weiter
hin den größten Anteil ihrer 
Stimmen (28,9 Prozent) von 
den 70Jährigen und Älteren. 
Weitere 25,7 Prozent ihrer 
Wählerschaft stammten aus 
dem Lager der 45 bis 59Jähri
gen, wohingegen lediglich 
6,1 Prozent ihrer Stimmen aus 
der Gruppe der 18 bis 24Jäh
rigen kamen.

 < Überdurchschnittlich viele 
Erstwähler für die SPD

Auch die Sozialdemokraten 
mussten bei der Landtags
wahl 2016 über alle Alters

gruppen hinweg deutliche 
Verluste hinnehmen. Am 
niedrigsten fielen diese Einbu
ßen mit einem Minus von 
8,4 Prozentpunkten in der 

Gruppe der 25 bis 34Jähri
gen aus. Den größten 

Stimmenrückgang er
hielt die Partei hin

gegen bei den 45 
bis 59jährigen 

Wählerinnen 
und Wählern 
(– 12,0 Pro

zentpunkte), 
gefolgt von den 

60 bis 69jährigen 
Wahlberechtigten 

(– 11,8 Prozentpunkte). Im 
Vergleich mit den anderen in 
den Landtag eingezogenen 
Parteien konnte die SPD über
durchschnittlich viele Erst
wählerinnen und wähler für 
sich gewinnen. Mit einem An
teil von 7,5 Prozent an ihrer 
gesamten Wählerschaft lag 
die SPD deutlich über den 
Werten der anderen Parteien 
in dieser Altersgruppe. Den 
größten Anteil ihrer Stimmen 
erhielt die SPD mit 27,1 Pro
zent aus der Gruppe der min
destens 70 Jahre alten Wähle
rinnen und Wähler. Damit er
hielt die Partei ebenso wie die 
CDU ihren größten Stimmen
anteil nicht aus der Gruppe 
der 45 bis 59Jährigen, son
dern von den älteren Wähle
rinnen und Wählern.

 < FDP gewinnt Stimmen in 
allen Altersgruppen 

Während die FDP bei der Wahl 
2011 noch in allen Altersgrup
pen Stimmenverluste verzeich
nen musste, konnte die Partei 
bei der Wahl zum 16. Landtag 
von BadenWürttemberg wie
der mehr Wählerinnen und 
Wähler für sich gewinnen. In 
der Gruppe der mindestens 
70 Jahre alten Wählerinnen 
und Wähler konnte die FDP mit 
5,1 Prozentpunkten ihre größ
ten Zugewinne erzielen. Die 
größten Gruppen der FDPWäh
lerschaft bilden mit 27,7 Pro
zent die 45 bis 59Jährigen, 
gefolgt von den mindestens 
70Jährigen mit 27,5 Prozent. 

 < AfD erreicht höchste 
Stimmanteile bei den 
25- bis 59-Jährigen

Die neu in den Landtag einge
zogene AfD erreichte ihre 
höchsten Stimmenanteile mit 
17,9 Prozent in der Gruppe der 
35 bis 44Jährigen, gefolgt 
von den 25 bis 34Jährigen 
mit 17,4 Prozent und den 45 
bis 59Jährigen mit 17,3 Pro
zent. Ihren schlechtesten Wert 
erzielte die Partei mit 9,6 Pro
zent bei den 70Jährigen und 
Älteren.

Bezogen auf die gesamte Wäh
lerschaft der Partei bildete die 
Gruppe der 45 bis 59Jährigen 
mit 35,5 Prozent den größten 
Anteil. Weiterhin kamen über
durchschnittliche 15,1 Prozent 
der AfDStimmen von den 35 
bis 44Jährigen (Landesdurch
schnitt 12,7 Prozent) sowie 
14,5 Prozent aus der Gruppe 
der 25 bis 34Jährigen (Lan
desdurchschnitt 12,6 Prozent). 
Im Gegensatz dazu erreichte 
die Partei bei den mindestens 
70jährigen Wählerinnen und 
Wählern mit 13,5 Prozent ei
nen deutlich unter dem Lan
desdurchschnitt (21,2 Prozent) 
liegenden Anteil ihrer Stim
men.

 < Wählerschaft der AfD 
am jüngsten

Anders als bei CDU, SPD und 
FDP waren die Senioren mit 
70 Jahren und älter in der 
Wählerschaft der Grünen und 
der AfD bei der Landtagswahl 
2016 stark unterrepräsentiert. 
Während der Landesdurch
schnitt bei der Wahl am 
13. März 2016 bei 21,2 Prozent 
lag, erhielten die Grünen ledig
lich 16,7 Prozent ihrer Stimmen 
aus diesem Lager und die AfD 
sogar nur 13,5 Prozent. In der 
Gesamtbetrachtung wies die 
AfD die jüngste Wählerschaft 
aller im Landtag vertretenen 
Parteien auf, da rund 35 Pro
zent der Stimmen für die Par
tei von Personen unter 45 Jah
ren stammten. SPD und FDP 
lagen in diesem Bereich deut
lich unter 30 Prozent, wohin

gegen die Wählerschaft der 
Grünen und der CDU zumin
dest zu knapp über 30 Prozent 
aus Personen unter 45 Jahren 
bestand.

 < Parteipräferenzen von 
Männern und Frauen

Ebenso wie das Alter kann 
auch das Geschlecht einen Ein
fluss auf die Wahlentscheidun
gen der jeweiligen Person aus
üben. Beispielsweise entschie
den sich mehr Frauen als Män
ner für eine Wahl der CDU, der 
Grünen oder der SPD. Im Ge
gensatz dazu bestand die 
Wählerschaft der FDP und der 
AfD mehrheitlich aus Män
nern.

Die deutlichsten Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern 
lassen sich für die Wähler
schaft der AfD feststellen. Ins
gesamt erhielt die Partei ihre 
Stimmen zu 61,1 Prozent von 
Männern und nur zu 38,9 Pro
zent von Frauen. Auch im Falle 
der FDP lag der Anteil der Män
ner (51,2 Prozent) über dem 
der Frauen (48,8 Prozent). Die 
CDUWählerschaft setzte sich 
hingegen zu 53,3 Prozent aus 
Frauen und nur zu 46,7 Prozent 
aus Männern zusammen. Auch 
für die Wahl der SPD entschied 
sich ein größerer Anteil der 
weiblichen Wählerschaft 
(52,3 Prozent) als der männli
chen (47,7 Prozent). Der höchs
te Frauenanteil innerhalb der 
Wählerschaft einer Partei 
konnte bei den Grünen festge
stellt werden, die insgesamt 
55,1 Prozent ihrer Stimmen 
von Frauen erhielten. Demge
genüber lag der Anteil der 
männlichen GrünenWähler 
nur bei 44,9 Prozent.

Die Ergebnisse der Repräsen
tativen Wahlstatistik basieren 
auf einer Auswertung und 
Hochrechnung des Statisti
schen Landesamts Ba
denWürttemberg. In die Aus
wertung eingeflossen sind die 
Parteien, die bei der Landtags
wahl 2016 in den Landtag von 
BadenWürttemberg gewählt 
wurden. 
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Wahlanalyse des Statistischen Amts der Landeshauptstadt

CDU punktet bei Stuttgarter Beamten
Die CDU hat bei der Landtagswahl 2016 in der Landeshauptstadt bei den Beamten deutlich 
an Stimmen hinzugewonnen. Das geht aus einer Analyse der Landtagswahlen 2016 und 2011 
zum Wahlverhalten der Beamten hervor, die rund neun Prozent der Stuttgarter Wähler aus
machen. Die Untersuchung wurde vom Statistischen Amt der Stadt Stuttgart anhand von reprä
sentativen Wahltagsbefragungen durchgeführt. 

Aus dieser Untersuchung 
geht hervor, dass bei der 
Landtagswahl 2011 die Präfe
renzen der Beamten für die 
SPD, vor allem der mittleren 
und gehobenen Beamten, 
deutlich zurückgingen.

Insbesondere die Grünen 
profitierten damals sehr stark 
und verbuchten fast die Hälf
te der Beamtenwähler. Die 
CDU verlor hingegen gerade 
bei Beamten des höheren 
Dienstes beinahe die Hälfte 
der Stimmenanteile.

Bei der Landtagswahl 2016 
hingegen mussten Grüne und 
SPD teilweise drastische 

Stimmenverluste hinnehmen. 
Die SPD verlor bei Beamten 
mit Hochschulabschluss 
deutlich; bei Beamten ohne 
Hochschulabschluss verlor 
die SPD sogar mehr als zwei 
Drittel der Wähler gegenüber 
2011.

Die Grünen hatten Verluste 
bei Beamten mit Hochschul
abschluss, bei Beamten ohne 
Hochschulabschluss brach 
das Wahlergebnis regelrecht 
ein (von 50 auf 22 Prozent).

Deutlich zulegen konnte die 
CDU in der Beamtenschaft; 
sie erhöhte ihren Stimmen
anteil vor allem bei Beamten 

ohne Hochschulabschluss um 
mehr als das Dreifache. Deut
lich zulegen konnte auch die 
FDP, die bei Beamten ohne 
Hochschulabschluss ihr Er
gebnis verfünffachte. Hinzu 

kamen größere Stimmenan
teile der Beamtenschaft für 
die AfD – von den Beamten 
ohne Hochschulabschluss vo
tierte jeder Fünfte für diese 
Partei. 
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Nach der Landtagswahl im Neuen Schloss

Momentaufnahme
Die Anfahrt mit dem Auto zum 
Wahlabend der Fraktionen im 
Neuen Schloss verhieß nichts 
Gutes. Staus und alle Parkhäuser 
belegt. Besuchermassen strö
men in die Oper oder ins Neue 
Schloss. Was erwartet sie? Ope
ra buffa oder opera seria, tän
zerische Eleganz auf der Büh
ne? Lustspiel oder Tragödie? 

In einer Baustelleneinfahrt 
beim Landtagsgebäude findet 
sich gerade noch ein Plätzchen. 
Strafzettel droht? Ach was! 
Spaziergang zum Landtagsge
bäude bei gutem Wetter. Ein 
gutes Omen? Erste Kontrolle 
der handverlesenen Gäste vor 
dem Gebäude: Einladung einer 
Fraktion und Personalausweis. 
Zweite Personenkontrolle an 
der Haustür. Dritte Personen
kontrolle im Plenarsaal. Mit 
verplombten Besucherbänd
chen am Arm ins Neue Schloss. 
Gleichgesinnte finden sich und 
reden miteinander: Vorfreude, 
bange Erwartungen, Angst vor 
einer Niederlage, einem uner
wünschten Wahlausgang, Neu
gierde … spiegeln sich auf den 
Gesichtern, prägen Gang und 
Körperhaltung. Letzte Progno
sen. Vierte Personenkontrolle 
vor der Kette, die den Schloss
hof abgrenzt. Gesichtskontrol
len abgeschlossen. Endlich 
durch. 

Im Schloss wuselt’s und 
wimmelt’s. Wo „feiern“ die 
Fraktionen? Bekannte finden 
sich und verlieren sich in der 
Menge. Die Stimmung steigt. 
Alte Hasen mit langjährigem 
Mandat, junge Hasen mit Hoff
nung auf ein Mandat im nächs
ten Landtag unter Hochspan
nung. Reicht’s? Reicht’s nicht? 
Weiter so mit GrünRot? Poli
tikwechsel unter Schwarz? 
 
Was geht für die SPD, was 
für die FDP, für die AfD, für 
die Linke? Lobbyisten und 
Journalisten/innen auf der 

Jagd nach Gesprächen, Kontak
ten, Eindrücken. 

18 Uhr. Die erste Hochrech
nung auf den Bildschirmen bei 
den Schwarzen. Die Spannung 
löst sich schlagartig. Man(n) 
wieselt. Ruf schallt. Kirchner 
läutet das Totenglöcklein. 
Überall rennt’s. Altgedienten 
und verdienten Landtagsabge
ordneten rinnt der Schweiß 
von der Stirn, fließen Tränen 
aus den Augen, bricht’s heraus: 
„Das war’s!“ Junge Berufspoli
tiker aus dem ganzen Land mit 
Stuttgarter Ambitionen schau
en wie gebannt auf ihr Smart
phone. Reicht’s fürs Direkt
mandat? Erste Meldungen: Der 
Wahlkreis geht an die Grünen! 
Reicht’s fürs Nachrücken? 
Hochspannung. Entspannung. 
Jungenhafte Freude. Es hat ge
klappt. Andere verlassen den 
Saal, eilen in den heimischen 
Wahlkreis, um dort noch – spät 
– Flagge zu zeigen.  Einlauf von 
Strobl, Wolf, Hauk und Gefolge. 
Interviews, erste zaghafte 
Statements. Vielleicht klappt’s 
doch mit SchwarzRotGold, 
der Bundesflaggenkoalition? 
Wolf: „GrünRot ist abgewählt! 
Wir streben den Wechsel an.“ 
Eine Koalition der Wahlverlie
rer? Ohne den Wahlsieger 
Kretschmann? „Auch 2011 
wurde eine Regierung ohne die 
stärkste Fraktion, die CDU, ge
bildet. Was 2011 möglich war, 
muss auch 2016 möglich sein!“ 
Ungläubige Mienen, bange 
Hoffnung. Wenig Zuversicht. 
Strobl und Hauk signalisieren 
kaum merklich andere Ziele. 
Wie lange bleibt Wolf noch 
Leitwolf?

18:30 Uhr. Besuch bei den Ro
ten. Entspannte Reaktionen bei 
den MdL, die nicht mehr ange
treten sind. Alles richtig ge
macht: Selbstbestimmt aufs 
politische Altenteil. Gott sei 
Dank nicht abgewählt! In ei
nem Wahlkreis hat die SPD we

niger als zehn Prozent erreicht. 
Was für eine Katastrophe! Gott 
sei Dank rechtzeitig richtig ent
schieden: „Man muss gehen, 
solange es noch überhaupt ein 
Mensch bedauert, dass ich 
gehe.“ Durchhalteparolen und 
fehlende Selbstkritik bei den 
anderen: „Wir waren die Leis
tungsträger der grünroten Re
gierung! Warum haben die 
Wählerinnen und Wähler das 
nicht erkannt? Warum nicht 
honoriert? Warum hinter der 
AfD auf Platz 4? Trotzig: „Wir 
haben alles richtig gemacht! 
Weiter in der Regierung blei
ben mit SchwarzRotGold? 
Nie! Nicht mit den rückwärts
gewandten konservativen und 
machtgierigen CDUPolitikern, 
die das Rad der Landesge
schichte zurückdrehen wollen, 
die unsere die Zukunft gestal
tenden Reformen in den Berei
chen Finanzen, Bildung, innere 
Sicherheit, soziale Gerechtig
keit … für ein gutes Leben in 
unserem guten Land kassieren 
wollen. Dann lieber Regenera
tion in einer kraftvollen Oppo
sition mit dem bisherigen Füh
rungspersonal.“ „Ich werfe 
nicht hin!“ 

Einflussreiche und verdiente 
Landespolitiker mit stets gut 
durchblutetem Gesicht wirken 
aschfahl: tödlich getroffen, tief 
verwundet. Erfahrung, Profes
sionalität und demokratische 
Haltung retten über die nächs
ten schmerzhaften Runden. 
Der Souverän hat gewählt, hat 
sein Kreuzchen gemacht, hat 
entschieden: „Jetzt muss ich in 
Demut und Würde mein Kreuz 
tragen.“ Chapeau!

Bei den Grünen: „Wir haben 
Geschichte geschrieben!!! Wir 
haben die alte BadenWürt
tembergPartei geschlagen! 
Wir sind die neue BadenWürt
temberg Partei! Oder doch nur 
die KretschmannPartei? Egal: 
Hauptsache gewonnen. Keine 

Debatten darüber! Geschlos
sen wie die CDU in ihren bes
ten Tagen.“ Aber: „Noch keinen 
sah ich fröhlich enden, auf den 
mit immer vollen Händen die 
Götter Ihre Gaben streu’n.“ 
(F. Schiller) „Was ist nur mit der 
SPD los? Das kann doch nicht 
sein! GrünRot ist am Ende! An 
uns lag’s nicht! Devise: Keine 
neue Landesregierung ohne 
Wahlsieger Kretschmann!!!“ 
Und die Medien nehmen’s gie
rig auf.

Die Liberalen erleichtert und 
kraftstrotzend: „Wir können 
Regierung und Opposition! Ja, 
wir waren die bessere Opposi
tion. Der Wähler hat’s gedankt. 
Wir Liberalen kommen wieder: 
Rülke sei Dank. Gut gebrüllt, 
Löwe! Auch im Bund! Der „turn 
around“ ist geschafft!“ Nach 
kurzer Bedenkzeit: „Wir wollen 
den Politikwechsel! Als fünftes 
Rad am Wagen von GrünRot 
kann ein politischer Neubeginn  
nicht gelingen. Da machen wir 
nicht mit!“ Kalkül oder Herz
blut?

Nur bei der AfD ist die Freude 
ungebrochen. Aber: „Des Le
bens ungeteilte Freude ward 
keinem Irdischen zuteil.“ (F. 
Schiller) Die Mühen der parla
mentarischen Ebene lassen 
nicht lange auf sich warten. 
Jetzt kommt die Nagelprobe.

Und wir Lobbyisten des öffent
lichen Dienstes, der Beamten
schaft im Land? Machen wir in 
der nächsten Legislaturperiode 
im LandespolitikSkat noch den 
einen oder anderen Stich? Sind 
die Karten für die nächste Le
gislaturperiode besser ge
mischt und ausgeteilt als beim 
letzten Mal? Schlagen wir die 
Laute oder lassen wir die Laute 
im Sack? 

Früh bröckelt’s. Die Säle leeren 
sich. Die Freude bei den Wahl
siegern hält sich in Grenzen. 
„Wir stehen da und sind be
troffen. Der Vorhang zu und 
alle Fragen (der Regierungsbil
dung) offen.“ (B. Brecht) 

Waldemar Futter
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DEUTSCHLAND

Reise und Erholung
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ab 13.08.2016 – 300 m z. Strand, Wo-
chenpreis 488,– Euro. WLAN/Internet,
Bettw., Bade- und Handtücher, Endrei-
nigung alles inkl.
Tel. 02381/403404 o. 0176/85300197,
E-Mail: meereswoge@t-online.de
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Junge Gewerkschafter demonstrieren für bessere berufliche Perspektiven

Mahnwache vor dem 
Kommunalen Arbeitgeberverband
Mitglieder der bbwjugend 
haben am 13. April 2016 mit 
einer Mahnwache visàvis des 
Kommunalen Arbeitgeberver
bandes in Stuttgart für bessere 
berufliche Perspektiven samt 
angemessener Bezahlung de
monstriert. Mit Transparenten 
und Schildern wiesen sie zu
gleich auf den zunehmenden 
Mangel an Bewerbern für den 
öffentlichen Dienst hin.

Zeitgleich mit den jungen ba
denwürttembergischen Ge
werkschaftern hatten sich in 
acht Bundesländern engagier
te junge Beschäftigte des öf
fentlichen Dienstes vor den 
Sitzen der Kommunalen Ar
beitgeberverbände zu Mahn
wachen versammelt, um all 
das anzuprangern, was drin
gend benötigte Nachwuchs
kräfte abhält, sich für eine be
rufliche Zukunft im öffentli
chen Dienst zu entscheiden. 
Daniel von der Ohe, der Vorsit
zende der bbwjugend, brachte 

es in Stuttgart auf den Punkt: 
Arbeitsbedingungen, Bezah
lung und die beruflichen Pers
pektiven müssten stimmen, 
wenn der öffentliche Dienst im 
Wettbewerb um den dringend 
benötigten Nachwuchs mit der 
Privatwirtschaft bestehen 
wolle. Die Politiker von Bünd
nisgrünen und der CDU forder
te er auf, die Absenkung der 
Eingangsbesoldung für junge 
Beamtinnen und Beamte zu
rückzunehmen.

Die jungen Gewerkschafter 
hatten zur Mahnwache Schil
der mit der Aufschrift „Vor
fahrt für die Jugend“, „Befris
tungsSTOP“, „Baustelle öffent
licher Dienst“ und „Öffentli
chen Dienst wiederbeleben“ 
dabei. Damit wiesen sie darauf 
hin, dass bis 2023 etwa 
700 000 Beschäftigte in den 
Ruhestand gehen und die Be
werberzahlen für den öffent
lichen Dienst rückläufig sind. 
Sandra Kothe, die Vorsitzende 

der dbb jugend, sagte in Berlin: 
„Wir können nicht verstehen, 
dass die Arbeitgeber es seit 
Jahren nicht schaffen, jungen 
Menschen im öffentlichen 
Dienst zu garantieren, dass sie 
nach bestandener Ausbildung 
auch unbefristet übernommen 
werden.“

So sahen das auch zahlreiche 
andere Teilnehmer der Mahn
wache in Berlin. Steven Wer
ner, Sprecher der AG Jugend 
in Europa, mahnte die Arbeit
geber, die Beschäftigten nicht 
als Kosten, sondern „als Inves

tition in die Zukunft“ zu be
greifen. Ähnlich äußerte sich 
der stellvertretende Vorsitzen
de der dbb jugend, Steffen 
Kollmanns. Er sagte, dass ein 
zukunftsfähiger öffentlicher 
Dienst und somit ein hand
lungsfähiger Staat nicht zum 
Nulltarif zu haben sei.

Laut einer IABStudie ist der 
öffentliche Dienst negativer 
Spitzenreiter bei Befristungen. 
Davon überproportional stark 
betroffen ist die Altersgruppe 
der 16 bis 24Jährigen.  
 

dbb jugend nrw wird aktiv

Gefahrenzone öffentlicher Dienst: 
Kampagne gegen Gewalt gestartet
Beschimpft, geschlagen und 
mit Fäkalien beworfen – was 
Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst tagtäglich über sich er
gehen lassen müssen, nur weil 
sie ihren Job machen, ist scho
ckierend. Aus diesem Grund 
hat die dbb jugend nrw eine 
große Öffentlichkeitskampag
ne gestartet, mit der sie auf 
die zunehmende Gewalt gegen 
Kolleginnen und Kollegen auf
merksam machen will.

Fakt ist, Attacken auf Beschäf
tigte im öffentlichen Dienst 

nehmen zu. Meist bleibt es bei 
Beleidigungen, Bedrohungen 
und Rangeleien. Die sind schon 
schlimm genug. Doch auch das 
andere Extrem kommt vor: 
2012 stirbt eine Mitarbeiterin 
im Jobcenter Neuss bei einer 
tödlichen Messerattacke, 
2014 wird ein Mitarbeiter des 
Finanzamts Rendsburg er
schossen, 2015 wird ein Poli
zist in Herborn erstochen und 
Anfang 2016 wird einem Ge
richtsvollzieher in Gelnhausen 
bei einem Hausbesuch in den 
Kopf geschossen.

Doch nicht nur die steigende 
Anzahl von Übergriffen ist ein 
Problem. Häufig fühlen sich 
die Betroffenen auch von ih
rem Arbeitgeber beziehungs
weise Dienstherrn und der 
Politik alleingelassen. Auch um 
die Verantwortlichen zum 
Handeln zu bewegen, hat die 
dbb jugend nrw die Öffentlich
keitsoffensive gestartet.

Herzstück der Offensive ist 
eine KampagnenWebsite. 
Auf http://www.angegriffen.
info können sich Nutzer über 

Übergriffe informieren und die 
dort aufgeführten Gewaltta
ten ergänzen. 

 < Mitglieder der bbwjugend trafen sich zur Mahn wache visàvis 
des Kommunalen Arbeitgeberverbandes.
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 z Motivierende  
Moderationsmethoden: 
Sitzungs- und  
Besprechungsgestaltung 

Seminar 2016 B145 GB vom  
5. bis 7. Juni 2016 in Königs
winter.

Ein Praxisseminar zur Sozial und 
Methodenkompetenz für Men
schen in leitenden Positionen, 
Bürgermeister, Amts und Res
sortleitungen, Personalratsvor
sitzende, Verantwortliche in 
Schulen und Ämtern, sowie für 
Fachkräfte, die sich immer wie
der vor der Aufgabe einer mode
rierenden Sitzung oder zu mo
derierender Gespräche sehen. 
Im Seminar werden Kenntnisse 
der aktivierenden Moderation 
vermittelt. Unter Anknüpfung 
an die Erfahrungen der Teilneh
merinnen und Teilnehmer wer
den neue Moderationstechni
ken eingeführt und erprobt. 
Diese entfalten aktivierende 
Wirkungen bei Besprechungen, 
Arbeitsgruppen und Teamsit

zungen sowie bei komplexen 
Planungs und Konzeptionsgre
mien. Im Fokus liegt die Ent
wicklung des authentischen 
Moderationsstils der 
Teilnehmer/innen. Erprobt 
wird der praxisnahe Einsatz un
terschiedlicher Moderations
methoden bei speziellen Anfor
derungen. Das Seminar kann als 
Einzelseminar, aber auch als 
Aufbauseminar zum Seminar 
„Überzeugend argumentieren 
bei Besprechungen und Ver
handlungen“ (B086) gebucht 
werden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement

Seminar 2016 B152 GB vom  
10. bis 12. Juni 2016 in  
Königswinter.

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und 
im Alltag? In diesem Seminar 

können die Teilnehmer ihr „per
sönliches Gesundheitsmanage
ment“ erlernen. Als zentrale 
Punkte stehen dabei die Fragen 
– Umgang mit und Bewältigung 
von Stress – Richtige Ernährung 
– Bewegung und Sport – im 
Mittelpunkt. Zudem üben Sie, 
sich zu entspannen, erfahren 
hautnah die Bedeutung von 
Sport und Bewegung und ler
nen, warum Ernährung und 
Wohlbefinden viel miteinander 
zu tun haben.

(Wochenendseminar)

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDV-Schulung „Tablet“

Seminar 2016 329 GB vom  
19. bis 21. Juni 2016 in  
Königswinter. 

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer den Umgang und die 
Möglichkeiten von TabletPCs. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personal-und Organi-
sationsentwicklung im 
Lichte von veränderten  
gesellschaftlichen und  
globalen, politischen  
Erfordernissen –  
WIE REAGIEREN WIR?

Seminar 2016 B169 GB vom  
10. bis 12. Juli 2016 in  
Königswinter.

Verwaltungsstrukturen im Wan
del mit geplantem Besuch des 
Ministeriums für Verteidigung 
und dortige Info über Verwal
tungsabläufe und Personalent
wicklung. Das Seminar beleuch
tet Maßnahmen, Instrumente, 
Ziele und Anforderungen der 
Personalentwicklung in aktuel
len Spannungsfeldern wie zum 
Beispiel lebenslanges Lernen, 
Heimarbeits/Telearbeits plätze, 
familienfreundliche Arbeitswelt 
und so weiter. Erfahrungs und 

Seminarangebote im Jahr 2016
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2016 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Neuer Beihilfeantragsvordruck 

Seit wenigen Tagen beim LBV abrufbar
Seit wenige Tagen gibt es ei
nen neuen Beihilfeantragsvor
druck (Vordruck LBV 301) samt 
Anlage (Vordruck LBV 301 AN
LAGE). Die neuen Vor drucke, 
die am 27. April 2016 im Ge
meinsamen Amtsblatt (GABl.) 
bekannt gegeben wurden, 
können auf der Homepage des 
LBV (www.lbv.bwl.de) abgeru

fen werden. Der bisherige Bei
hilfeantragsvordruck kann 
noch bis zum 30. Juni 2017 
verwendet werden. 

Der neue Beihilfeantragsvor
druck besteht nur noch aus 
zwei Seiten. Der Platz zum 
Eintragen der Rechnungsbele
ge ist auf 15 Zeilen begrenzt 

worden. Sofern mehr als 
15 Belege vorliegen, muss für 
die restlichen Belege ein 
zweiter Beihilfeantragsvor
druck verwendet werden.

Nur dann, wenn ein

 > Erstantrag gestellt wird 
oder

 > eine wiederholte Antrag
stellung mit Änderungen 
beihilferelevanter Sachver
halte erfolgt,

ist zusätzlich der Vordruck 
LBV 301 ANLAGE einzurei
chen.  
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Meinungsaustausch der Teilneh
mer sollen das Thema Personal
entwicklung nicht nur beleuch
ten, sondern daraus sollen sich 
auch praktikable Vorschläge für 
die Praxis entwickeln. Leitung: 
Alfred Maucher

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit

Seminar 2016 B173 GB vom  
15. bis 17. Juli 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund
heitsmanagement“ bei der tägli
chen Büroarbeit eingegangen. Es 
geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden beziehungsweise zu 
bewältigen. Weiterhin wird auf 
die schützende und stressredu
zierende Wirkung von Entspan
nung, Sport und Bewegung ein
gegangen und in der praktischen 
Anwendung geübt. Weitere 
Übungen und Tipps für den Hals, 
Schulter und Rückenbereich run
den dieses Seminar ab.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Meine Zeit gehört ...? – 
Work-Life-Balance

Seminar 2016 B307 GB vom  
17. bis 19. Juli 2016 in  
Königswinter.

„Wer sich mehr Zeit wünscht, 
wünscht sich eigentlich mehr 
Selbstbestimmung“ (Wilhelm 
Schmid, Geschäftsführer des 

Uhrenherstellers A. Lange & 
Söhne).

Die Aktenberge türmen sich, 
Aufgaben werden mehr, es 
kann vorkommen, dass man 
sich zu Besprechungen verspä
tet, Erholung ist Mangelware, 
die Mitarbeiter klagen über zu 
wenig Verständnis, Abschalten 
fällt schwer, die Arbeit gewinnt 
… wie geht es eigentlich in mei
nem Zuhause mit mir?

Aufbauend auf die persönlichen 
Erfahrungen und Vorstellungen 
der Teilnehmerinnen und Teil
nehmer, gewinnen Sie Einblicke 
in Ihre Stärken und Verbesse
rungsmöglichkeiten der bisheri
gen Strategien im Umgang mit 
Ihrer Zeit. Es wird entrümpelt, 
es werden klare Strategien im 
Umgang mit unterschiedlichen 
Herausforderungen entwickelt. 
Und wer nichts tut, macht’s 
auch nicht besser.

Mit den im Seminar angebote
nen Instrumenten lassen sich 
Lösungen für angespannte Situ
ationen finden. Das erzeugt  
positive Wirkungen – am Ar
beitsplatz und in der WorkLife
Balance. Auf der Grundlage ei
ner 4EMethode erarbeiten sich 
die Teilnehmerinnen und Teil
nehmer ein klares Zeitmanage
ment, das die Zufriedenheit 
nachhaltig verbessern kann.

(Teilnehmerplätze 15)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Auf den Tisch mit den  
Gefühlen – Auseinander-
setzungen, auch im Kolle-
genkreis, konstruktiv lösen

Seminar 2016 B175 GB vom  
19. bis 21. Juli 2016 in  
Königswinter

Konflikte entfalten einen Sog. 
Meistens liegen nicht nur zwei 
im Streit – das gesamte Umfeld 
wird hineingezogen. Kollegen 
und Vorgesetzte fühlen sich ge
nötigt, Partei zu ergreifen.  
Unbeteiligte leiden unter der 
schlechten Arbeitsatmosphäre. 
Wenn es so weit kommt, muss 
eine Klärung her. Sollten etwa 
undurchsichtige Entscheidungen 
zum Unmut führen, müssen Ab
sprachen geändert werden. Die 
Konflikte lösen wichtige Impulse 
für Veränderungen aus. Obwohl 
es fast überall Ärger und Stress 
unter Kollegen gibt, so meiden 
doch viele Menschen eine offe
ne Auseinandersetzung im Job. 
Sie fürchten einen Gesichtsver
lust, wollen nicht unprofessio
nell wirken, schweigen lieber in 
sich hinein. Das kann auch an
ders sein.

Im Seminar sollen Hintergründe 
und Sachbezüge bei Auseinan
dersetzungen auf den Tisch kom
men. Es soll deutlich werden, 
dass man sich auch an scheinbar 
heißen Eisen nicht verbrennen 
muss. Den Mittelpunkt des Semi
nares bildet die lösungsorientier
te Gesprächsführung. Die Teil
nehmerinnen und Teilnehmer 
erfahren, was sie zu konstrukti
ven Lösungen beitragen können. 
Sie reflektieren ihr eigenes Kon
fliktverhalten und erlangen mehr 
Klarheit und Sicherheit in der Be
wältigung von Konflikten.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Tarifpolitik

Seminar 2016 B240 GB vom  
24. bis 26. Oktober 2016 in  
Baiersbronn

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle

gen, die sich für Arbeitnehmer
fragen (Tarifrecht) interessie
ren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

Über unser Seminarangebot hi
naus bieten wir auc h die Mög
lichkeit, über „Voucher“ Semi
nare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe 
„Q“ vor der Seminarnummer) 
und fragen dann beim BBW 
nach, ob für diese Veranstal
tung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem 
im Seminarprogramm veröf
fentlichten Teilnehmerbetrag 
verringert sich dieser durch die 
Inanspruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitgliedern 
die Möglichkeit einräumen, zu 
vergünstigten Teilnehmerge
bühren, von dem vielseitigen 
Seminarangebot der dbb aka
demie Gebrauch zu machen. 

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.
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Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de
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